Der Kreisvorstand der Prignitzer LINKEN hat sich in seiner Sitzung am 14.7.2010 mit Fragen der Polizeireform für das Land Brandenburg, insbesondere mit den Anforderungen und den Auswirkungen für die Prignitz beschäftigt. 

Es wurden folgende Erwartungen an eine Polizeireform  formuliert:

1. Die Polizei soll auch in Zukunft bürgernah arbeiten können, in der Fläche präsent sein und die Interventionszeiten gleichgehalten werden. Die Öffentliche Sicherheit muss gewährleistet sein.
2. Neben der Polizeipräsenz in den Kommunen ist eine effektive Kriminalitätsbekämpfung entscheidend. Diesem Anspruch muss die künftige Polizeistruktur in der Prignitz Rechnung tragen. 

3. Der Kreisvorstand unterstützt das vom Kreistag Prignitz am 10.6.2010 beschlossene Papier, in dem Anforderungen an die Polizei des Landes Brandenburg zur Sicherung der Daseinsvorsorge im Landkreis Prignitz formuliert sind. Der Kreisvorstand geht davon aus, dass die dort formulierten Anforderungen bei der Umsetzung der Polizeireform im Landkreis Prignitz umgesetzt werden. 

Insbesondere heißt dass:  

· ausreichende   öffentliche  polizeiliche Präsenz in der Fläche (jede Gemeinde muss „ihren“ Revierpolizisten  haben) 

· Sicherstellung der gemeinsamen Präventionsarbeit vor Ort durch fachlich hierfür geschulte Kräfte der Landespolizei

· Aufrechterhaltung von Dienstleistungen im ländlichen Raum (z. B. Waffen- und Versammlungsbehörde)

· frühzeitige und konsequente Verfolgung aller Straftaten (Vertrauen des Bürgers darauf, dass seine Anzeige ernst genommen wird)      

· ausreichende polizeiliche Unterstützung der kommunalen Ordnungskräfte in ihrer Kontroll- und Ordnungstätigkeit

4. Der Kreisvorstand bittet alle Mandatsträger der Partei DIE LINKE darauf hin zu wirken, dass bei der Umsetzung der Polizeireform folgende Schwerpunkte Berücksichtigung finden:

· Beibehaltung der bisherigen Polizeipräsenz (Pritzwalk, Perleberg, Wittenberge)

· räumliche Übereinstimmung von polizeilicher Struktur und kommunaler Gliederung;

· ortsbezogene Polizeiarbeit gemeinsam mit den Kommunen und damit öffentliche Präsenz von Ordnungskräften in der Fläche;

· Beachtung der kriminalgeografischen Lage des Landkreises zwischen den Großräumen Hamburg und Berlin;

· Beachtung einsatzstrategischer Aspekte bei der Gewährleistung einer stabilen kommunalen Sicherheitslage (u. a. lange Anfahrtswege und  -zeiten für polizeiliche Unterstützungskräfte bei Sonderlagen ) ;

· Beachtung verkehrsstruktureller Aspekte, bedingt durch den ICE-Halt in Wittenberge (Sonderlagen wie Fußballfans, politisch motivierte Kriminalität)

· Sicherung einer Interventionszeit/Hilfsfrist der Polizei von 20 Minuten für den Landkreis als Richtwert im Rahmen der Handlungskette der Gefahrenabwehr;

· Stabilisierung und Verbesserung der Aufklärungsrate im Rahmen der „ Kommunalen Kriminalitätsverhütung“ (KKV) durch Fortsetzung der gemeinsamen Arbeit mit den verschiedenen Partnern

Der Kreisvorstand wird sich im September / Oktober erneut mit dem aktuellen Sachstand der Polizeireform beschäftigen.

